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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Mühlengesetzes 

— Drucksache IV/2472 — 

A. Bericht des Abgeordneten Müller (Worms) 


Das vorliegende Änderungsgesetz wurde in der 
138. Sitzung des Deutschen Bundestages am 16. Ok- 
tober 1964 dem Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten federführend und dem Wirt- 
schaftsausschuß sowie dem Rechtsausschuß mit- 
beratend überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Hat als federführender Ausschuß dem Ge- 
setz, daß unstrittig ist, unverändert zugestimmt. Er 
ist der Auffassung, daß die im Änderungsgesetz 
enthaltenen Änderungen und Ergänzungen zur Klar- 
stellung dienen und für die Durchführung des 
Mühlengesetzes erforderlich sind. 

Die mitbeteiligten Ausschüsse, wie auch der gut- 
achtlich gehörte Finanzausschuß haben gegen das 
Gesetz keine Einwendungen erhoben. 

Der mitberatende Rechtsausschuß hat erwogen, 
die Verjährungsfristen von zwei Jahren für Ord- 
nungswidrigkeiten in § 12 des Mühlengesetzes nur 
auf Absatz 1 Nr. 1 und 2 zu beschränken und für 
Nr. 3 es bei der Verjährungsfrist nach dem Ord- 
nungswidrigkeitengesetz zu belassen. Bin formeller 
Beschluß ist im Rechts ausschuß aber nicht gefaßt 
worden, da es dem Ausschuß nicht geraten erschien, 
in einem Gesetz zwei Verjährungsfristen festzu- 
legen. 

Im einzelnen beinhaltet Artikel 1 bis 3 folgendes: 

Zu Artikel 1 
Nummer 2 

Bei der Erteilung einer Genehmigung, z. B. für die 
Wiederaufnahmie des Betriebes einer Mühle, wird 
für die Ausführung der genehmigten Maßnahme 
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eine angemessene Frist festgesetzt. Diese Frist kann 
zuweilen infolge außergewöhnlicher Gründe nicht 
eingehalten werden. Der Inhaber der Genehmigung 
hat dann, wenn er von der Genehmigung noch Ge- 
brauch machen möchte, vor Ablauf der Frist einen 
Antrag auf Verlängerung der Frist für die Aus- 
führung der genehmigten Maßnahme zu stellen. Es 
kommt vor, daß der Inhaber der Genehmigung ohne 
Verschulden verhindert war, rechtzeitig einen An- 
trag auf Fristverlängerung einzureichen. Für diese 
Fälle wird nunmehr bestimmt, daß dem Inhaber der 
Genehmigung auf Antrag Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren ist. Mit dem Antrag auf 
Wiedereinsetzung ist der Antrag auf Fristverlänge- 
rung zu stellen. Diese Regelung vermeidet unbillige 
Härten für den Inhaber der Genehmigung. 

Nummer 3 

Für die Pauschalbeträge, die die Bundesmühlen- 
kontor GmbH mit den Mühleninhabern vereinbart, 
sieht § 7 Abs. 11 bis 14 des Mühlengesetzes steuer- 
liche Erleichterungen vor. Die steuerliche Behand- 
lung der Abfindungen, die die Arbeitnehmer still- 
gelegter Mühlen erhalten, ist im Mühlengesetz da- 
gegen nicht geregelt. Es ist aber sachlich geboten, 
die Abfindungen, zu deren Zahlung sich die Mühlen- 
inhaber ihren Arbeitnehmern gegenüber zur Milde- 
rung besonderer Härten verpflichtet haben, aus- 
drücklich von der Lohnsteuer und den Sozialabgaben 
(z. B. Beiträge zur Krankenversicherung, Arbeiter- 
rentenversicherung und Arbeitslosenversicherung) 
freizustellen. 

Nummer 6 

Die Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen 
die Bestimmungen des Mühlengesetzes, nach denen 
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z. B. die Errichtung neuer Mühlen oder die Erweite- 
rung der Tagesleistung bestehender Mühlen geneh- 
migungspflichtig ist, verjährt nach dem Ordnungs- 
widrigkeitengesetz in sechs Monaten. Da die Zu- 
widerhandlungen gegen den Genehmigungsvorbe- 
halt in der Regel erst nach Ablauf dieser Frist be- 
kannt werden, wird bestimmt, daß die Verfolgung 
der Ordnungswidrigkeiten erst in zwei Jahren ver- 
jährt, 

Nummern 1, 4 und 5 

Es handelt sich um sprachliche und geringfügige 
materielle Änderungen. 

Zu Artikel 2 

Er enthält die üblidie Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschriften über die Zahlung von Abfindun- 
gen an die Arbeitnehmer sind im Bundesgebiet ein- 
schließlich Land Berlin, aber ohne Saarland, mit 


Wirkung vom 10. Juni 1959, im Saarland mit Wir- 
kung vom 6. Juli 1959 in Kraft getreten. Von diesen 
Zeitpunkten an soll auch die Freistellung der Ab- 
findungen an die Arbeitnehmer von der Lohnsteuer 
und den Sozialabgaben gelten (siehe Artikel 1 Nr. 3). 
Soweit die Bundesmühlenkontor GmbH Abfindun- 
gen bisher in voller Höhe, also ohne Kürzung um 
Lohnsteuer und Sozialabgaben, ausgezahlt hat kön- 
nen die Arbeitnehmer die Abfindungen, in der 
gezahlten Höhe behalten. Soweit die Bundes- 
mühlenkontor GmbH bis zur Klärung der steuer- 
lichen Behandlung der Abfindungen von den fest- 
gestellten Abfindungen vorsorglich einen Anteil 
einbehalten hat, kann nach Verkündung des Ge- 
setzes der einbehaltene Anteil — ohne Kürzung um 
Lohnsteuer und Sozialabgaben — ausgezahlt werden. 

Die übrigen Vorschriften des Gesetzes sollen am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft treten. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten, bitte ich das Hohe Haus dem 
Anderungsgesetz, das im Ausschuß einstimmig ver- 
abschiedet wurde, Ihre Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 15. Januar 1965 


Müller (Worms) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2472 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. Januar 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Müller (Worms) 

Berichterstatter 



